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Rolf Schumann: „Wir brauchen einen Buy-European-Ansatz“
Co-Chef von Schwarz Digits fordert, die digitale Souveränität zum Maßstab für die Beschaffung Cloud-Dienstleistungen zu machen
Heilbronn. Die EU-Kommission
hatCloud-Dienstleistungen imGe-
samtwert von rund 180 Millio-
nen Euro vergeben. Unter den
vier Anbietern, die den Zuschlag
erhielten, war auch Stackit, die
Cloud-Plattform von Schwarz Di-
gits aus Heilbronn. Im Rahmen
einer EU-weiten Ausschreibung
von GovTech Deutschland wurde
der Cloud-Provider von Schwarz
Digits außerdem für die „Deutsch-
landplattform“ und die Gesund-
heitsplattform Medicus ausge-
wählt. Der Rahmenvertrag über
ein Volumen von bis zu 250 Mil-
lionen Euro sichert Behörden auf
Bundes-, Landes- und kommuna-
ler Ebene den Zugang zu hochska-
lierbaren Infrastruktur- und KI-
Leistungen.

Ziel ist, die digitale
Unabhängigkeit Europas

Die IT-Tochter der Schwarz-Grup-
pe unterhält nach eigenem Be-
kunden mit 600 globalen und

europäischen Partnern ein Netz-
werk. Ziel ist, die digitale Unab-
hängigkeit Europas mit souverä-
nen europäischen Lösungen zu
stärken und Alternativen zu
außereuropäischen Anbietern zu
schaffen.
„Digitale Souveränität ist die

Voraussetzung für die Überle-
bensfähigkeit unddieZukunft der
europäischen Wirtschaft“, sagt
Christian Müller, Co-CEO von
Schwarz Digits. Um globalen Her-
ausforderungen zu begegnen,
brauche es starke europäischeLö-
sungen. Sein Geschäftsführer-
Kollege Rolf Schumann fordert
von der Politik einen „Buy Euro-
pean“-Ansatz: „Maßstab für die
Beschaffung müsse die digitale
Souveränität sein“, sagte er dem
Handelsblatt. Es stelle sich die
Frage, „wer kontrolliert Daten,
Systeme und Betrieb – und wel-
ches Recht greift?“ Schumann for-
dert, dass der Staat als Ankerkun-
de auftreten müsse, um europäi-
sche Anbieter zu stärken.

In diese Richtung zielt auch das
„Paket zur technologischen Sou-
veränität Europas“, das die EU-
Kommission vorgelegt hat. Damit
will sie Europa bei Halbleitern,
künstlicher Intelligenz (KI),
Cloud und Open Source
unabhängiger ma-
chen - besonders von
den USA und China.
Die EU baut auf
eigene Infrastruk-
tur, damit nie-
mand europäische
Systeme aus dem
Ausland abschalten
oder Daten einsehen
kann. Bei der IT-Be-
schaffung

müssen öffentliche Auftraggeber
danach ab sofort drei Souveräni-
tätskriterien prüfen:
Cloud-Stufen: Cloud-Dienste wer-
den in vier Vertrauensstufen ein-

geteilt. Für sensible Daten
(Behörden, Polizei) ist
mindestens Cloud-
Stufe 2 erforder-
lich. Dies bedeu-
tet: US-Anbieter
wie AmazonWeb
Services, Micro-
soft Azure und

Google Cloud, die zusammenüber
70 Prozent des EU-Cloud-Markts
kontrollieren, sind faktisch von
öffentlichen Aufträgen ausge-
schlossen.
Ab Level 3, etwa Polizeianwen-

dungen wird stark auf verwende-
te Komponenten aus Nicht-EU-
Ländern abgestellt. Level 4 – für
Hochsicherheitsbereiche – ist
dann nur noch für EU-Anbieter
reserviert.

Auftraggeber müssen
Herkunft der Hersteller prüfen

Hersteller-Herkunft: Auftragge-
ber müssen prüfen, ob Hersteller
aus der EU stammen.
Datenlokation: Alle Daten müs-
sen in der EU bleiben und dürfen
nicht außerhalb der EU für das
Training von KI-Systemen ver-
wendet werden. Auftraggeber
müssen garantieren, dass Server-
standorte in Europa liegen und
keine Datenübertragung in Dritt-
länder erfolgt. (leja)Fo
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Rolf Schumann,
Co-Chef von
Schwarz Digits.

Das Vergaberecht gilt nicht
für bestimmte Konzessio-
nen im Wasserbereich. Das
betrifft auch Fälle, in denen

Unternehmen mit der
Bereitstellung oder dem
Betrieb von Trinkwasser-

netzen betraut werden und
dabei auch Aufgaben der
Abwasserbeseitigung oder
-behandlung übernehmen.
Fraglich ist jedoch, wann
genau ein solcher Zusam-
menhang zwischen Trink-
wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung vorliegt.

Von Holger Schröder,
Fachanwalt für Vergaberecht

bei Rödl in Nürnberg

Nürnberg. DasGesetz gegenWett-
bewerbsbeschränkungen (GWB)
sieht besondere Ausnahmen für
die Vergabe von Konzessionen im
Bereich Wasser vor, die die Ab-
wasserbeseitigung oder - behand-
lung betreffen. Die Abwasserkon-
zession ist in Paragraf 149 Num-
mer 9 Buchstabe b, Unterbuchsta-
be bb Gesetz gegenWettbewerbs-
beschränkungen (GWB) geregelt.
Danach muss die Abwasserbesei-
tigungoder -behandlung in einem
Zusammenhang mit der Bereit-
stellung oder dem Betrieb eines
Trinkwasserversorgungsnetzes
stehen. Die genannten Abwasser-
tätigkeiten müssen daher unmit-
telbar oder mittelbar auf mindes-
tens eine dieser beiden Trinkwas-
sertätigkeiten bezogen sein.

Wie der Gesetzgeber die
Abwasserbeseitigung definiert

Besteht kein solcher realer Be-
zug, greift die vergaberechtliche
Bereichsausnahme nicht. Die Be-
griffe „Abwasserbeseitigung“ und

„Abwasserbehandlung“ sind ge-
setzlich nicht näher definiert.
In Deutschland umfasst die Ab-

wasserbeseitigung das Sammeln,
Fortleiten, Behandeln, Einleiten,
Versickern, Verregnen und Ver-
rieseln von Abwasser sowie das
Entwässern von Klärschlamm im
Zusammenhang mit der Abwas-
serbeseitigung (Paragraf 54 Ab-
satz 2 Satz 1 Wasserhaushaltsge-
setz). Die Abwasserbehandlung
ist als Oberbegriff zu verstehen,
der alle Verfahren (insbesondere
Erst-, Zweit-, Dritt- und Viertbe-
handlung kommunaler Abwäs-
ser) und Maßnahmen zur geziel-
ten Veränderung der Abwasser-
beschaffenheit mit dem Ziel der
Schadstoffreduktion undWieder-
verwendung einschließt.
Die Begriffsformulierung „mit

einer Tätigkeit der Trinkwasser-
versorgung im Zusammenhang
stehen“ wird im EU-Vergabe-
recht nicht näher konkretisiert.
Daher bestehen unterschiedliche
Auffassungen zur Auslegung.
Eine Ansicht fordert eine bau-
lich-technische Abhängigkeit zwi-
schen Trink- und Abwassernet-
zen. Sie stützt sichaufErwägungs-
grund 40 der Konzessionsrichtli-

nie 2014/23/EU sowie auf den Ver-
gleich zur Sektorentätigkeit im
Bereich Wasser gemäß Paragraf
102 Absatz 1 Satz 2 GWB.
Nach anderer Auffassung ge-

nügt jeder Zusammenhang, auch
beispielsweise organisatori-
scher oder verwaltungstechni-
scher Natur. Weder die Systema-
tik der Normnoch ihr Regelungs-
zweck oder ihre Entstehungsge-
schichte sprechen für ein enge-
res Verständnis des Begriffs „Zu-
sammenhang“.
Die Vergabekammer Sachsen

legt den Zusammenhangsbegriff
in ihrem Beschluss vom 12. April
2017 (Aktenzeichen: 1/SVK/003-
17) weit aus. Nach ihrer Auffas-

sung folgt aus der Richtlinienum-
setzung ein umfassendes Ver-
ständnis des Begriffs. Der Wort-
laut enthält keine einschränken-
den Adjektive wie etwa „bautech-
nisch“, die den Zusammenhang
zwischen Trinkwasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung
oder -behandlung konkretisieren
würden. Eine restriktive Ausle-
gung der Bereichsausnahme ist
auch deshalb ausgeschlossen,
weil ihre Einführung politisch
motiviert war (vergleiche dazu
die erste europäische „Bürgerin-
itiative Right2Water“), um dama-
ligen Privatisierungsbedenken
Rechnung zu tragen, die eine voll-
ständige Herausnahme sämtli-

cher TätigkeitenderTrinkwasser-
versorgung aus dem EU-Vergabe-
recht anstrebten. Vor diesemHin-
tergrund genügt daher jeder
nachvollziehbare, objektive und
willkürfreie Zusammenhang, sei
er unternehmerischer, wirt-
schaftlicher, historischer oder
bautechnischer Natur.

EU-Grundsätze gelten für
Abwasserkonzessionen

Abwasserkonzessionen unterfal-
len zwar nicht dem GWB, sie sind
jedoch nicht in einem rechtsfrei-
en Raum zu vergeben. Für ihre
Vergabe gelten weiterhin die aus
demEU-Vertrag (AEUV) abgeleite-
ten Grundsätze der Gleichbe-
handlung, Diskriminierungsfrei-
heit, Transparenz undVerhältnis-
mäßigkeit, sofern ein eindeutiges
grenzüberschreitendes Interesse
besteht.
Objektive Kriterien, die auf ein

solches Interesse hinweisen kön-
nen, sind insbesondere das Kon-
zessionsvolumen, der Standort
der Abwasserbeseitigung oder -
behandlung sowie substanzielle
Beschwerden potenzieller Wett-
bewerber.

Klärwerk der Stadtentwässerung Mannheim: Kommunen dürfen eine Abwasserkonzession ohne Ausschreibung
vergeben, wenn diese Aufgabe mit der Trinkwasserversorgung zusammenhängt. Foto: Imago/Markus Prosswitz

So sind Konzessionen im Wasserbereich geregelt
Paragraf 149 Nr. 9 GWB betrifft
Konzessionen imWasserbe-
reich. Gemeint sind Aufträge für
die Bereitstellung oder den Be-
trieb von Trinkwassernetzen so-
wie für die Einspeisung von
Trinkwasser in diese Netze. Zum
anderen erfasst die Vorschrift
auch damit verbundene Projek-

te, etwa imWasserbau oder bei
der Bewässerung und Entwäs-
serung, sofern sie überwiegend
der Trinkwasserversorgung die-
nen. Ebenfalls eingeschlossen
sind Maßnahmen der Abwasser-
beseitigung oder - behandlung,
wenn sie mit der Trinkwasser-
versorgung zusammenhängen.

Vergaberechtliche Ausnahmen
für Abwasserkonzessionen

GIZ für KI-gestützte
Beschaffung
ausgezeichnet
Eschborn/Berlin. Die Gesellschaft
für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) ist für ihre KI-gestütz-
te Beschaffung vom Bundesver-
band Materialwirtschaft, Einkauf
und Logistik und dem Bundesfor-
schungsministerium ausgezeich-
net worden. Die GIZ beschafft Be-
ratungsdienstleistungen für ihre
Projekte über individuelle Leis-
tungsbeschreibungen. Um sich
die Arbeit zu erleichtern, hat die
GIZ den Chatbot KIM um eine
Funktion erweitert, die auf rund
50000 Leistungsbeschreibungen
GIZ-eigener Vergabeverfahren
beruht. Der Chatbot erstellt einen
Entwurf, den die Mitarbeiter als
Grundlage nutzen. (sta)

Kiel bestellt
28 E-Busse bei
Daimler Buses
Leinfelden-Echterdingen. Daim-
ler Buses liefert 28 batterieelektri-
sche Gelenkbusse des Typs „Mer-
cedes-Benz eCitaro G“ an die Kie-
ler Verkehrsgesellschaft. Wie der
Hersteller mitteilt, habe man sich
in einer EU-weiten Ausschrei-
bung durchgesetzt. Der Vertrag
umfasst eine Option auf fünf wei-
tere Fahrzeuge. Die neuen Busse
sollen ab Ende 2027 im Linien-
netz der KVG eingesetzt werden.
Ausschlaggebend für die Vergabe
seien insbesondere die Betriebs-
und Folgekosten, die Erfüllung
technischer Anforderungen der
KVG, das Hochvoltkonzept sowie
Nachhaltigkeitsaspekte gewesen,
teilt der Hersteller mit. (sta)
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